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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Menschen mit Behinderungen

Die Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft (SRG) und die betroffenen
Verbände der Sinnesbehinderten unterzeichneten 2007 eine Vereinbarung über die
Massnahmen zur kurz- und mittelfristigen Umsetzung der vom neuen Radio- und
Fernsehgesetz vorgesehenen Ziele für behindertengerechtes Fernsehen. Bis 2011 wird
ein Drittel des redaktionellen Programms mit Untertiteln ausgestrahlt sowie mindestens
eine Informationssendung pro Tag in Gebärdensprache angeboten. Für Sehbehinderte
sollen mindestens zwei Filme pro Monat mit Audio Description gesendet werden; bei
Audio Description beschreibt eine Stimme das Geschehen auf dem Bildschirm. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 20.11.2007
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Film

Die SRG und sechs schweizerische Filmvereine unterschrieben ein viertes
audiovisuelles Abkommen. Darin verpflichtete sich die SRG, die Zusammenarbeit mit
den schweizerischen Filmschaffenden zu verstärken und CHF 57.9 Mio. an die
Filmförderung zu zahlen, was einer Erhöhung des Beitrags um rund 15% entspricht. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 09.08.2005
MAGDALENA BERNATH

Medien

Radio und Fernsehen

Dem Gesuch der SRG, die Testphase für den Informationskanal „SF info“ in der Region
Zürich weiterführen zu dürfen, entsprach der Bundesrat, um die Sammlung
verlässlicher Erfahrungswerte für ein solches TV-Angebot zu ermöglichen. Seit Mai des
Berichtsjahres verbreitete der von der SRG und der Verlegergemeinschaft Presse TV
gestartete Versuchsbetrieb einzelne Informationssendungen als Wiederholungen über
Kabel. „SF Info“ wurde zuweilen als Zwischenstufe gehandelt, die sich bald zu einem
dritten öffentlich-rechtlichen Programm für die Deutschschweiz auswachsen könnte.  3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 22.10.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

Nicht zustande kam eine Mehrheitsbeteiligung der SRG an der Lokalstation World Radio
Geneva (WRG). Das UVEK lehnte ein entsprechendes Gesuch des Lokalsenders ab, der
sich dank einer Erhöhung des SRG-Anteils von den bisherigen 42,5 auf 51 Prozent eine
Besserung seiner finanziellen Probleme erhofft hatte. Mit seinem Entscheid vermied es
das UVEK, ein Präjudiz zu schaffen, hält doch die SRG nirgends die Aktienmehrheit an
einem lokalen Rundfunkveranstalter – obwohl dies rechtlich nicht a priori
ausgeschlossen wäre. Zur Urteilsbegründung wurde aber angeführt, das Gesetz
reserviere den lokalen Raum privaten Anbietern; zudem hätte eine
Mehrheitsbeteiligung am WRG die Position der SRG in Genf übergebührlich gefestigt. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 09.02.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Conscient des difficultés financières liées aux rentrées publicitaires et aux
exonérations de redevance, le Conseil fédéral a accepté d’augmenter la redevance de
réception pour la radio et la télévision d’environ 4,2% dès début 2003. Les
organisations de défense des consommateurs n’ont pas manqué de critiquer ce
renchérissement. Alors que le passage à la diffusion numérique avait déjà provoqué une
baisse de l’offre, il leur semblait en effet regrettable d’en augmenter le prix. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 02.05.2002
ROMAIN CLIVAZ
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Der Bundesrat erteilte der SRG die Konzession zur Einführung einer digitalen
terrestrischen Verbreitung von Fernsehprogrammen (DVB-T). Landesweit sollten bis ins
Jahr 2009 auf dem ersten Sendernetz vier SRG-Programme digital ausgestrahlt werden.
Abgelehnt hatte der Bundesrat hingegen eine zwischenzeitliche Gebührenerhöhung
zwecks Finanzierung dieser technischen Umstellung. Auch Privatsendern sollte gemäss
Bundesrat die Chance offen stehen, auf dem digitalen Netz Programme anzubieten,
wobei dieser Zugang an eine Kostenbeteiligung gebunden sein würde. Die SRG hatte
DVB-T bereits im Tessin und im Engadin eingeführt. Dank dem schrittweisen Ausbau
von DVB-T sollten die bisherigen Verbreitungskanäle ergänzt und der digitale Empfang
von SRG-Programmen über Antenne ermöglicht werden. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 08.08.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Bundesrat schloss mit der SRG eine Leistungsvereinbarung für das Auslandangebot
ab. Der Bund wird künftig jährlich 20,6 Mio Fr. an die Internetplattform „swissinfo.org“
sowie die Zusammenarbeit der SRG mit den internationalen Fernsehsendern 3sat und
TV5 leisten. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.07.2007
ANDREA MOSIMANN

Im Berichtsjahr erteilte der Bundesrat der SRG eine neue Konzession für die Dauer von
zehn Jahren. Sie beinhaltet einen erweiterten Leistungsauftrag, durch welchen die SRG
stärker als bisher auf Qualitätsnormen verpflichtet wird. Damit soll gewährleistet
werden, dass sich die SRG-Sender deutlich von kommerziellen Angeboten
unterscheiden. Die neuen Vorgaben grenzen den Handlungsspielraum der SRG bei den
Online-Angeboten ein. Die Informationen auf dem Internet müssen zeitlich und
thematisch einen engen Bezug zu den ausgestrahlten Sendungen aufweisen. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.11.2007
ANDREA MOSIMANN

Das Bundesamt für Kommunikation erteilte im Berichtsjahr die Funkkonzession für die
Verbreitung von neuen digitalen Radioprogrammen in der Deutschschweiz. Sie ging an
SwissMediaCast, einen Zusammenschluss von privaten Digitalradioanbietern und der
SRG. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.03.2008
ANDREA MOSIMANN

Der Bundesrat erteilte der SRG die Genehmigung, den Mittelwelle-Sender Monte
Ceneri (TI) auf Ende Juni abzuschalten. Der Sender Rete1, welcher noch über
Mittelwelle ausgestrahlt wurde, kann über UKW sowie über das digitale Sendernetz
empfangen werden. Zudem darf die SRG künftig das TV-Programm SF info über das
digitale Sendernetz (DVB-T) ausstrahlen. Mit diesen Beschlüssen hat die
Landesregierung die 2007 erteilte SRG-Konzession erstmals revidiert. 10

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.06.2008
ANDREA MOSIMANN

Die finanzielle Situation der SRG blieb angespannt. Die SRG übergab dem Bundesrat im
November einen Bericht, in dem ihr Finanzbedarf für die nächsten fünf Jahre analysiert
wird. Der Schuldenberg wächst gemäss dem Bericht an, jährlich fehlen der SRG 54 Mio
Fr. Weitere Sparanstrengungen würden sich nach Ansicht der SRG negativ auf das
Programm auswirken. Mögliche Massnahmen zur Schliessung der Finanzlücke sind aus
Sicht der SRG eine Lockerung der Werbevorschriften, eine Gebührenerhöhung, die
Einschränkung des Programmauftrags, höhere Bundesbeiträge an Swissinfo und eine
Wiedereinführung der Gebührenpflicht für Haushalte, die Ergänzungsleistungen
beziehen. Bezüglich der Werbevorschriften hatte Bundesrat Leuenberger schon im
Sommer einen Vorschlag in die Vernehmlassung geschickt, der eine Lockerung des
Werbeverbots auf dem Internetportal der SRG und häufigere Werbefenster im
Fernsehen vorsieht. 11

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.11.2009
SABINE HOHL

Im Februar gab die SRG den Abbau von 100 Vollzeitstellen bis 2014 im Supportbereich
bekannt. Die Massnahme soll über natürliche Fluktuationen erreicht werden und v.a.
Mittel für Eigenproduktionen und das Konvergenzprojekt freimachen. Ende April
informierte die SRG-Spitze über das fünfte Defizit in Folge und verlangte mit Hinweis
auf eingebrochene Werbeeinnahmen zusätzliche Finanzmittel (u.a. mehr Zuwendungen
aus dem Gebührentopf) zur Deckung des Fehlbetrags. Insbesondere die seit Jahren von
Umstrukturierungen und Sparübungen betroffene Zunft der Printjournalisten stellte
sich offen gegen das Ansinnen der SRG, die finanzielle Schieflage über eine Erhöhung
der Gebührengelder oder eine Lockerung der Werbe- und Sponsoringvorschriften

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.05.2010
SUZANNE SCHÄR
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korrigieren zu wollen. Im Nationalrat meldeten sich Stimmen, die v.a. in einem Abbau
des regionalen Service-public-Angebots Sparpotenzial orteten. Im Juni beschied der
Bundesrat der SRG, dass sie ihr Defizit mit weiteren Sparmassnahmen anzugehen habe
und beschloss ein Einfrieren der Gebührenhöhe über die Dauer der Gebührenperiode
2011–2014. Gleichzeitig anerkannte der Bundesrat den erhöhten Finanzbedarf der SRG
und traf verschiedene Massnahmen zu ihrer finanziellen Stabilisierung: Das
Gebühreninkasso der Billag wurde v.a. bei den Unternehmungen intensiviert sowie per
2011 auf eine Jahresrechnung umgestellt. Zudem lockerte er die Werbevorschriften,
indem er sowohl die Erhöhung der Werbedauer als auch des Rhythmus für
Unterbrecherwerbung zuliess. Dazu signalisierte der Bundesrat sein grundsätzliches
Einverständnis zur Onlinewerbung durch die SRG, unter dem Vorbehalt ihrer Einigung
mit den Verlagshäusern über die Schaffung fairer Rahmenbedingungen für die
kommerzielle Tätigkeit beider Akteure im Internet. 12

2010 hatte der Bundesrat sein grundsätzliches Einverständnis zur Online-Werbung
durch die SRG signalisiert, jedoch unter dem Vorbehalt einer Einigung mit den
konkurrierenden Verlagshäusern. Eine Studie der Universität Zürich im Auftrag des
Bakom belegte im März, dass die SRG ihre Online-Tätigkeit in den letzten Jahren
ausgebaut hat. So stieg allein 2010 der Anteil redaktioneller Beiträge auf den SRG-
Websites von 49% auf 58%. Die Verleger sahen darin eine Gefährdung ihrer eigenen,
nicht mit öffentlichen Gebührengeldern finanzierten Onlineangebote sowie eine
Verletzung der Einigungsvereinbarung. Sie forderten primär ein Verbot der Online-
Werbung für die SRG. Zudem verlangten sie, dass die SRG keine neuen Online-Angebote
entwickeln darf. Im Herbst des Berichtsjahres flammte die Auseinandersetzung erneut
auf. Gefordert wurden eine liberale Medienordnung mit einem Gleichgewicht zwischen
öffentlichen und privaten Anbietern sowie eine genauere Definition des Service public.
Der Bundesrat gab sich unbeeindruckt und verlangte von den Kontrahenten weiterhin
eine gemeinsame Lösung. 13

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.09.2011
DEBORA SCHERRER

Im Mai schloss der Bundesrat mit der SRG eine neue vierjährige Leistungsvereinbarung
über das Informationsangebot für das Ausland ab. Um die Zusammenarbeit der SRG
mit internationalen Fernsehsendern zu fördern, soll der Bund künftig jedes Jahr
zwischen CHF 18,6 und 20 Mio. an die Internet-Plattform "swissinfo.ch" zahlen. Im
Vergleich zur vorgängigen Leistungsvereinbarung entspricht dies einer Senkung von
CHF 2 bis 3 Mio. pro Jahr. 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.05.2012
MÄDER PETRA

Mit Änderung der SRG-Konzession wird die SRG per August von der Verpflichtung
enthoben, ein englischsprachiges Radioprogramm anzubieten. Mit dem seit fünf Jahren
bestehenden World Radio Switzerland (WRS) habe das anglophone Publikum in der
Schweiz nicht zufriedenstellend erreicht werden können. Die SRG erhielt die
Möglichkeit, WRS einem privaten Anbieter zu übertragen, was sie Ende August auch tat:
Anglo Media SA, ein europäisches Mediennetzwerk, übernahm das WRS zu einer rein auf
Meldepflicht basierenden Verbreitung des Senders. Das Nachfolgeprogramm des
ursprünglichen WRS konzentriert sich auf die Region Genf. 15

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.08.2013
MARLÈNE GERBER

Nach vorjähriger Erneuerung der Leistungsvereinbarung über das Informationsangebot
für das Ausland, mit der sich die SRG in Zusammenarbeit mit dem deutschen TV-Sender
Sat1 sowie dem französischen Fernsehkanal TV5 zur Weiterführung der
grenzüberschreitenden Informationsverbreitung verpflichtet hatte, beschloss der
Bundesrat im Berichtsjahr die Schaffung einer neuen audiovisuellen Plattform für ein
internationales italienischsprachiges Publikum. Unter der Adresse www.tvsvizzera.it
können ab 2014 Sendungen von Radiotelevisione Italia (RAI), Radiotelevisione Svizzera
(RSI) und swissinfo.ch sowie Eigenproduktionen abgerufen werden, die aus Perspektive
der Beziehungen zwischen der Schweiz und Italien von Interesse sind. Der Bundesrat
setzte sich für diese Erweiterung der Leistungsvereinbarung ein, da im Gegensatz zu
bestehenden Kooperationen mit Deutschland und Frankreich eine entsprechende
Zusammenarbeit mit dem italienischen Umland bisher vernachlässigt worden war. Der
Bund übernimmt von den jährlich anfallenden Kosten von CHF 1,5 Mio. die Hälfte des
Betrages. Der Rest wird von der SRG getragen. Die Subventionierung durch den Bund
stiess beim Verband Schweizer Medien auf Missfallen, da dieses Zugeständnis dessen
Ansicht nach eine wettbewerbsverzerrende Wirkung hätte. Bundesrätin Leuthard (cvp)

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.11.2013
MARLÈNE GERBER
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wehrte sich gegen die Vorwürfe. Mit dem neuen Portal würden die bestehenden
privaten Angebote wie Ticinonews und Ticinonline nicht unter Druck gesetzt, da sich
tvsvizzera.it speziell an ein im Ausland lebendes, italienischsprachiges Publikum mit
Interesse an der Schweiz richten werde. Darüber hinaus wies die Bundesrätin darauf
hin, dass der Anstoss zur Schaffung eines solchen Portals mit Vorstössen der Tessiner
Nationalräte Fulvio Pelli (fdp, TI) (Ip. 12.3198) und Ignazio Cassis (fdp, TI) (Fra. 12.5454)
aus der italienischsprachigen Schweiz selber stamme. 16

Quatre mois après la votation sur l'initiative No-Billag, refusée dans les urnes, la SSR a
annoncé une série de mesures d'économies à long terme. L'entreprise de service-
public y est contrainte en raison de la décision prise en marge de la campagne par la
conseillère fédérale Doris Leuthard de réduire la redevance de CHF 450 à CHF 365
francs par ménage et par année. Entre 2019 et 2022, CHF 100 millions devront être
économisés, ce qui provoquera la suppression de 250 postes de travail sur l'ensemble
de la Suisse. En détail, CHF 20 millions d'économies devront être réalisés par la SRF,
CHF 15 millions par la RTS et CHF 10 millions par la RSI. La direction générale devra
épargner CHF 15 millions, alors que les CHF 40 millions restants devraient être
économisés sur l'ensemble des infrastructures. 17

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.06.2018
MATHIAS BUCHWALDER

Die neue  SRG-Konzession, die der Bundesrat der SRG für die Jahre 2019 bis und mit
2022 erteilte, verstand sich als Antwort auf die rasanten technologischen
Entwicklungen und die sich verändernden Nutzungsgewohnheiten. Nicht zuletzt könnte
die Konzession aber auch als erste Antwort auf die erstarkte Debatte zu den Leistungen
des Service public verstanden werden, wie man sie etwa im Rahmen der No-Billag-
Initiative, den Berichten zum Service public im Medienbereich oder bei zahlreichen
parlamentarischen Vorstössen beobachten konnte: In der Konzession soll auch der
Service public klarer definiert und das Leistungsprofil der SRG besser umrissen werden.
In verschiedenen Bereichen stellt der Bundesrat höhere Anforderungen an die SRG: So
etwa soll die Gesellschaft ihre Integrationsleistungen verstärken, indem sie den
Austausch zwischen den Sprachregionen fördern und junge Menschen verstärkt
erreichen soll. Zur Sicherstellung der Informationsleistung muss die SRG mindestens
die Hälfte der Gebührengelder zugunsten der Information verwenden. Ferner gehört es
neu zur rechtlichen Pflicht der SRG, mit privaten Medienunternehmen in der Schweiz
zusammenzuarbeiten und ihnen Kurzversionen von tagesaktuellen Inhalten zugänglich
zu machen. Insbesondere in Bezug auf das Unterhaltungsangebot stellt die Konzession
weitere Anforderungen zur Unterscheidbarkeit der SRG-Programme von privaten
Anbietenden. Darüber hinaus wird die SRG verpflichtet, in dauerhaften Dialog mit der
Öffentlichkeit zu treten, in erster Linie um die Angebots- und Unternehmensstrategien
zur Diskussion zu stellen. Nicht zuletzt soll mit der neuen Konzession die
Qualitätssicherung verbessert werden. 
Mit der Konzession können drei parlamentarische Vorstösse erfüllt werden: Ein Postulat
Rickli (13.3097), das mehr Mitsprache für die Öffentlichkeit bei den Programmen der
SRG verlangt, eine Motion Wasserfallen (15.3603) zur Erhöhung der Transparenz bei der
Kostenrechnung und ein Postulat der KVF-NR (17.3628), das die Prüfung einer
Reduktion der SRG-Sender will. 18

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.08.2018
MARLÈNE GERBER

Mit seinem Bericht über Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im Jahre
2018 beantragte der Bundesrat dem Parlament, die Motion Darbellay (cvp, VS) mit der
Forderung nach einer Erhöhung der Gebührenanteile für Radio- und
Fernsehstationen als erfüllt abzuschreiben. Bereits im Oktober 2017 hatte der
Bundesrat beschlossen, den Gebührenanteil für konzessionierte Stationen per 2019 von
CHF 67.5 Mio auf CHF 81 Mio. anzuheben, womit er die im Rahmen der RTVG-Revision
eingeführte Spannbreite von 4 bis 6 Prozent vollständig und in Übereinstimmung mit
der Forderung der Motion ausgeschöpft hatte. Das Parlament schrieb die Motion in der
Sommersession 2019 ab. 19

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 18.06.2019
MARLÈNE GERBER
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Mit Inkrafttreten der neuen SRG-Konzession wird die SRG verpflichtet, in einen
permanenten Dialog mit der Öffentlichkeit zu treten. Insbesondere soll die
Bevölkerung die Möglichkeit erhalten, sich über Online-Plattformen über die
Programme auszutauschen. Dies entspricht der Forderung eines Postulats Rickli (svp,
ZH), weswegen der Bundesrat den Vorstoss im Rahmen seines Berichts über Motionen
und Postulate der gesetzgebenden Räte im Jahre 2018 zur Abschreibung beantragte.
Diesem Antrag kam das Parlament in der Sommersession 2019 nach. 20

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 18.06.2019
MARLÈNE GERBER

Ab 2021 werden Schweizer Haushalte weniger als den bisherigen einen Franken pro Tag
für die Radio- und Fernsehabgabe entrichten. Wie der Bundesrat im April 2020 nach
einer Tarifüberprüfung kommunizierte, beträgt die Höhe der Abgabe für die privaten
Haushalte neu CHF 335 pro Jahr. Grund für diese Senkung ist, dass die Haushalte in der
Schweiz stärker als erwartet zugenommen haben. Ebenfalls gesenkt wird die Abgabe für
Kollektivhaushalte (etwa Alters- und Pflegeheime oder Studierendenwohnheime). Diese
beträgt ab 2021 CHF 670 statt CHF 730. Überdies revidierte der Bundesrat die
Tarifstruktur für Unternehmen, wobei er die bis zu diesem Zeitpunkt geltende
Unterteilung in sechs Stufen verfeinerte. Neu legt ein System mit 18 Tarifstufen die
Höhe der Abgabe für Unternehmen mit einem Jahresumsatz ab CHF 500'000 fest, was
vor allem für weniger umsatzstarke Unternehmen eine beträchtliche Entlastung
bedeutet. Eine Tarifabstufung in nur sechs Stufen war im Dezember 2019 vom
Bundesverwaltungsgericht als verfassungswidrig eingestuft worden. 
Ferner erhöhte der Bundesrat auch den Abgabenanteil für die SRG um CHF 50 Mio.,
womit dieser ab dem Folgejahr insgesamt CHF 1.25 Mrd. beträgt. Damit kann die
Gesellschaft rückläufige Werbeeinnahmen teilweise kompensieren, kommt jedoch nicht
darum herum, zusätzliche Sparmassnahmen zu beschliessen. Nicht zuletzt verdoppelte
der Bundesrat seinen Beitrag an die ungedeckten Kosten der förderberechtigten
Dienstleistungen von Keystone-SDA. Statt wie bisher CHF 2 Mio. pro Jahr darf sich
dieser neu auf maximal CHF 4 Mio. belaufen. 
Kritik an den beschlossenen Massnahmen äusserte die NZZ. Bereits Unternehmen ab
einem Jahresumsatz von CHF 180 Mio. bezahlten im neuen System mehr als bisher, und
das zum Teil beträchtlich. Ferner störte sich die alte Tante an der Erhöhung des
Abgabeanteils für die SRG, da der Bundesrat während der Debatte zur No-Billag-
Initiative versprochen habe, den Abgabeanteil für die Jahre 2019 bis 2022 zu
plafonieren. 21

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.04.2020
MARLÈNE GERBER

Medienpolitische Grundfragen

Noch bevor das UVEK und das BAKOM ihre Entscheide zum Joint Venture von SRG,
Swisscom und Ringier fällen konnten, ging SRG-Generaldirektor Roger de Weck in die
Offensive. In einem Artikel in der NZZ wies er darauf hin, dass eine Schwächung der SRG
die Verleger nicht stärke und dass Kooperationen die einzige zukunftsweisende
Alternative im Kampf gegen ausländische Konkurrenten wie Google oder Facebook
darstellten. Entsprechend unterbreitete er den anderen Schweizer
Medienunternehmen mehrere Angebote für eine verstärkte Zusammenarbeit. Der
Verband Schweizer Medien zeigte sich in der Folge bereit zu entsprechenden
Gesprächen, jedoch nur, wenn die SRG während dieser Gespräche auf die Umsetzung
des Joint Ventures verzichte. Der Verband reichte zudem eine Klage beim
Bundesverwaltungsgericht ein, um Einblick in die Verträge der Werbeallianz zu erhalten.
Überdies bildeten Zeitungen, Privatsender und Netzanbieter kurze Zeit später ein loses
Bündnis, das sich für eine wettbewerbsfreundliche, föderalistische Medienpolitik
einsetzen sollte und folglich eine Beschränkung der Werbemöglichkeit der SRG zum
Schutz der privaten und lokalen Medien forderte. 

Dennoch erteilte Bundesrätin Leuthard in einer Verfügung des UVEK der SRG die
Erlaubnis, sich am Joint Venture zu beteiligen. Zielgruppengenaue Werbespots bleiben
der SRG gemäss einer zweiten Verfügung des BAKOM jedoch verboten, da dies eine
Vermehrung der SRG-Programme darstelle und somit konzessionspflichtig sei. Die SRG
müsse daher einen Antrag auf Änderung der Konzession einreichen. Die
Medienministerin wies zudem auf die geschäftlichen Risiken hin, welche durch diese
Werbeplattform auf die SRG zukommen könnten. Durch die Verbreitung der Werbung
über Leitungen von Dritten könnten diese womöglich zusätzliche Kosten geltend
machen. Des Weiteren hielt das UVEK die Verbote für die SRG, regionale Werbung oder
Online-Werbung zu machen, aufrecht. Schliesslich muss die SRG das UVEK halbjährlich
über ihre Tätigkeiten informieren, so dass Letzteres bei allfälligen Einschränkungen des

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.01.2016
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.22 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Spielraums der privaten Anbieter reagieren könnte. Der Entscheid stiess auf grossen
Unmut, vor allem beim Verband Schweizer Medien. Doch auch politische Kritik folgte
umgehend: So forderte zum Beispiel Gregor Rutz (svp, ZH), dass der Bundesrat
bezüglich der Konzession keine Tatsachen schaffen solle, bevor das Parlament die
entsprechenden Diskussionen geführt habe. Im Parlament folgten verschiedene
Vorstösse, mit denen neue Regeln für Kooperationen der SRG geschaffen werden sollen
(Pa.Iv. Vonlanthen (cvp, FR, 16.410), pa.Iv. Hiltpold (fdp, GE)). 

Auf diese Kritik reagierten die SRG, Swisscom und Ringier mit der Veröffentlichung
einer Selbstverpflichtung, deren zehn Grundsätze mindestens bis fünf Jahre nach
Markteintritt gültig sein sollen. So sei die Werbeallianz offen für alle; alle Anbieter
journalistischer Produkte könnten sich als Kunden, jedoch nicht als Aktionäre, an der
Werbeplattform beteiligen. Dadurch soll die Gleichbehandlung aller Anbieter von
Werbeleistungen gewährleistet werden. In der Werbeallianz sei der Datenschutz sehr
wichtig, die Betroffenen sollen selbst über ihre Daten bestimmen können. Die SRG
werde keine regionale Werbung ausstrahlen und sich selbst beim UVEK melden, wenn
die Einnahmen aus der zielgerichteten Werbung einen Betrag von CHF 30 Mio.
überstiegen. Ein Branchenanlass soll zudem zum Wissenstransfer beitragen. Dennoch
gelangte der Verband Schweizer Medien zusammen mit verschiedenen anderen
Unternehmen mit einer Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht. Einerseits
wurde beanstandet, dass beim Entscheid des UVEK Artikel 29 des RTVG, wonach nicht
konzessionierte Tätigkeiten der SRG den Entfaltungsspielraum anderer
Medienunternehmen nicht einschränken dürfen, durch die Werbeallianz verletzt werde.
Andererseits seien die privaten Medien im Verfahren nicht als Partei zugelassen
worden, wodurch ihnen auch die Akteneinsicht verwehrt blieb. Da sie direkt betroffene
Konkurrenzbetriebe seien, müssten sie aber als Partei anerkannt werden. Auch am
Entscheid der WEKO wurde Kritik laut, da die Beurteilung des Joint Ventures unüblich
verlaufen sei. Das Sekretariat der WEKO hatte der entscheidenden Kommission
beantragt, das Projekt zu untersagen oder unter Auflagen zu bewilligen. Die Kommission
entschied sich jedoch gegen beide Vorschläge und genehmigte das Projekt ohne
Auflagen. Dieses unübliche Vorgehen zusammen mit einer ebenfalls nicht üblichen
Definition des relevanten Marktes liessen den Verdacht  aufkommen, dass verschiedene
Kreise Einfluss auf die Entscheidung der WEKO genommen haben könnten. Im
Gegenzug erstattete die WEKO Anzeige wegen Amtsgeheimnisverletzung bei der
Bundesanwaltschaft, da Details aus geheimen Entscheiddiskussionen an die
Öffentlichkeit gelangt waren. 

Am 4. April 2016 nahm die Werbeplattform, die unterdessen den Namen „Admeira“
erhalten hatte, ihren Betrieb auf. Sie umfasst 280 Mitarbeitende und vereinigt die
Werbeplätze der SRG-Sender, der Medienerzeugnisse von Ringier und von Axel Springer
Schweiz sowie der Swisscom-Plattformen. Mit ihrem Betriebsstart trotz hängiger
Beschwerde ging die Admeira jedoch ein rechtliches Risiko ein, zumal die
Beschwerdeführer eine aufschiebende Wirkung des Prozesses verlangt hatten. Obwohl
das Bundesverwaltungsgericht diesen Antrag abgelehnt hatte, blieb unklar, ob die
Admeira im Anschluss an den inhaltlichen Entscheid des Gerichts ihre Tätigkeit würde
sistieren müssen. Im Oktober 2016 hiess das Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde
des Verbandes Schweizer Medien, der Tamedia, der AZ Medien, von 3+ und Pro Sieben
gut, weil sie vom UVEK nicht als Partei anerkannt worden waren. Lediglich die
Beschwerde von Goldbach Medien wurde abgelehnt, da die Unternehmung nicht
publizistisch tätig sei. Somit muss das UVEK erneut prüfen, ob die Teilnahme der SRG
an Admeira gesetzeskonform ist. Zwar könnte es das Urteil ans Bundesgericht
weiterziehen, dies würde jedoch das Verfahren weiter in die Länge ziehen und somit
die Rechtssicherheit für Admeira weiter verzögern. Von einer solchen würde aber die
SRG profitieren, zumal sie für eine zielgruppenspezifische Werbung eine
Konzessionsänderung beantragen müsste. 22

Auch im Jahr 2017 riss die Kritik an der Admeira nicht ab. Im April 2017 begann die
Swisscom, anonymisierte Werbedaten für zielgruppenbasierte Werbung an die Admeira
weiterzuleiten. Zuvor hatte sie ihre Festnetzkunden auf eine aktualisierte
Datenschutzerklärung hingewiesen, die unter anderem beinhaltete, dass die Kunden bei
der Datenweitergabe Widerspruch einlegen können. Das Ausbleiben einer expliziten
Reaktion durch den Kunden verstand die Swisscom dabei als implizite Zustimmung zu
den aktualisierten Bestimmungen (Opt-Out). Dieses Vorgehen stiess jedoch im
Parlament auf Widerstand: Im Mai 2017 reichten Manfred Bühler (svp, BE, Ip. 17.3185),
Fabio Regazzi (cvp, TI, Ip. 17.3190) und Kathy Riklin (cvp, ZH, A. 17.1013) Interpellationen
und Anfragen ein, mit denen sie vom Bundesrat Erklärungen zum Vorgehen der
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Swisscom forderten. Darin kritisierten sie insbesondere, dass bei einer
stillschweigenden Annahme der Datenschutzerklärung die Gefahr bestehe, dass
Personen unbewusst zustimmten, zum Beispiel weil sie das Kleingedruckte nicht
gelesen hätten. Der Bundesrat lehnte aber eine Deutungshoheit über die Zulässigkeit
dieses Opt-Out-Prinzips ab und verwies auf die Zuständigkeit der Zivilgerichte sowie
auf die unternehmerische Autonomie der Swisscom. 

Sorgen machten sich die Parlamentarierinnen und Parlamentarier insbesondere auch
wegen der starken Marktposition der SRG, die sich durch ihre Beteiligung an der
Admeira noch zu verstärken drohe. Die KVF-SR forderte vom Bundesrat in einer Motion
(Mo. 17.3355), sicherzustellen, dass die Kooperationen der SRG der Angebots- und
Meinungsvielfalt zugute kämen und interessierte Partner diskriminierungslos in die
Reihen der Aktionäre aufgenommen würden. Die KVF-SR hatte die Motion
ausgearbeitet, nachdem der Nationalrat im Juni 2017 eine parlamentarische Initiative
von Gregor Rutz (svp, ZH, Pa.Iv. 15.495) angenommen hatte, welche eine Beschränkung
der nichtkonzessionierten Tätigkeiten der SRG auf volkswirtschaftlich zwingende und
nicht bereits durch private Anbieter abgedeckte Bereiche forderte. Ähnliche Anliegen
hatten 2016 bereits Hugues Hiltpold (fdp, GE, pa.Iv. 16.422) und Beat Vonlanthen (cvp,
FR, pa. IV. 16.410) mittels parlamentarischer Initiativen vertreten. Auch Corina
Eichenberger-Walther (fdp, AG) forderte in einer Interpellation (Ip. 17.3807) Auskunft
darüber, welche rechtlichen Möglichkeiten bestünden, die SRG zu einem
diskriminierungsfreien Zugang für die privaten Medien zu verpflichten. In ihrer
Interpellation fragte sie auch nach den durch ihre Teilnahme an der Admeira
entstehenden finanziellen Risiken für die SRG – ein Thema, das auch eine Anfrage von
Daniela Schneeberger (fdp, BL) aufnahm (A. 17.5300). 

Die Verlage teilten die Sorgen der Parlamentarierinnen und Parlamentarier bezüglich
der Stellung der SRG aufgrund von Admeira. Im September 2017 forderten Pietro Supino
und Peter Wanner als Verleger der Tamedia, respektive der AZ-Medien, eine
Aufspaltung der Admeira in zwei separate Gesellschaften: in ein Unternehmen für
Datenmanagement und eines für den Verkauf von Werbung. Die Vermischung der
beiden Bereiche sei „keine saubere Lösung“, weil ein Grossteil der Daten – gemäss
Wanner „das Gold von heute“ – von der staatlich kontrollierten Swisscom stamme. Nötig
sei stattdessen eine offene, diskriminierungsfreie Branchenlösung, erklärte Tamedia-
Sprecher Christoph Zimmer. Eine für alle vollständig offene Datenplattform sei aus
Datenschutzgründen nicht möglich, konterte Admeira-Sprecherin Romi Hofer. Da alle
Verlage ihre Inserate über Admeira verkaufen und Aktionäre werden könnten, verfügten
Swisscom, Ringier und die SRG auch nicht über einen ungerechtfertigten
Wettbewerbsvorteil.

Ende August 2017 gab Admeira bekannt, dass sie ein Tochterunternehmen mit dem
Namen Adtelier gegründet habe. Dieses soll Sonderwerbeformen wie Native Advertising,
Storytelling und Content Marketing, also ähnliche Werbeformen wie Publireportagen,
die wie redaktionelle Produkte aussehen, produzieren. Diesbezüglich wollte Karl Vogler
(csp, OW, Ip. 17.3899) mittels einer Interpellation vom Bundesrat wissen, ob die Nutzung
solcher Sonderwerbeformen wirklich noch dem Service Public-Auftrag der SRG
entspreche. Dieser erwiderte, dass die Beteiligung an Admeira ausserhalb des Service
Public-Auftrags liege, die SRG keine Gebührengelder dafür nutze und dies
entsprechend ein unternehmerischer Entscheid der SRG sei. 

Ende Oktober 2017 schickte das UVEK schliesslich einen Revisionsentwurf der Radio-
und Fernsehverordnung (RTVV) in die Vernehmlassung, gemäss dem der SRG und den
privaten Anbietern mit Konzession zielgruppenspezifische Werbung in ihren
konzessionierten Programmen unter Auflagen erlaubt sein soll. Dies stiess beim
Verlegerverband auf Unverständnis. Durch diese Stärkung der Admeira werde das Gebot
auf Rücksichtnahme auf die privaten Medien ausgehöhlt, erklärte der Geschäftsführer
des Verbands Schweizer Medien, Andreas Häuptli. 23

Im Januar 2018, mitten im Abstimmungskampf zur No-Billag-Initiative, liess die Spitze
der SRG verlauten, dass die Radio- und Fernsehgesellschaft aus der zwei Jahre zuvor
mit der Swisscom und Ringier gegründeten Werbeallianz Admeira auszusteigen plane.
Der Werbeallianz war von Beginn weg heftiger Gegenwind vom Verband Schweizer
Medien, von verschiedenen Medienhäusern und von politischer Seite
entgegengeschlagen und sie hatte auch mit operativen Schwierigkeiten zu kämpfen. 
Im Februar 2018 unterlag die SRG zudem vor Bundesgericht, wo sie Beschwerde gegen
einen Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts eingelegt hatte. Das
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Bundesverwaltungsgericht war im Herbst 2016 – entgegen der Meinung des UVEK – zum
Schluss gekommen, dass die beschwerdeführenden Medien im Verfahren betreffend
die Beteiligung der SRG an Admeira als Partei anzuerkennen seien und aufgrunddessen
in der Frage um die Teilhabe der SRG an Admeira von der Verwaltung hätten angehört
werden müssen. Stattdessen hatte das UVEK zuvor lediglich von der Beteiligung der SRG
an der Werbeallianz Kenntnis genommen und diese auch nicht an Auflagen geknüpft.
Das Bundesgericht stützte den Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts. Sofern
Tätigkeiten der SRG, die ausserhalb ihres Konzessionsbereichs liegen, den
Entfaltungsspielraum anderer Medienunternehmen erheblich beschneiden, seien diese
zur Teilnahme am Verfahren berechtigt. Die beschwerdeführenden Akteure, der
Verband Schweizer Medien und neun private Medienunternehmen, hätten gegenüber
dem Bundesverwaltungsgericht glaubhaft vorbringen können, dass ihnen eine
erhebliche Einschränkung des Entfaltungsspielraums drohe, weswegen der Entscheid
des UVEK aufzuheben und unter Anhörung der beschwerdeführenden Medien neu zu
fassen sei. 
Neben diversen Umbau- und Abbauplänen kommunizierte die SRG Ende Juni ihren
definitiven Ausstieg aus der Werbeallianz. Man habe den Aktienanteil von 33.3 Prozent
je hälftig an die beiden verbleibenden Aktionäre Ringier und Swisscom verkauft. Der
Verband Schweizer Medien verlangte sogleich vom UVEK, dass die Neubeurteilung der
Zulässigkeit der Teilhabe von SRG an Admeira deswegen nicht ausgesetzt werden solle.
Zum einen sei der Verkauf noch nicht vollzogen, zum anderen bleibe die Gefahr von
Marktverzerrungen intakt, da die SRG nach wie vor plane, die Vermarktung ihrer
Werbezeiten über Admeira laufen zu lassen. Nachdem die SRG dem BAKOM den Vollzug
des Verkaufs vom 29. Juni 2018 mitgeteilt hatte, verfügte das Bundesamt jedoch die
Abschreibung des Verfahrens. 24
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